
Editorial 

 
        Sehr geehrte Damen und Herren,  

liebe Mitglieder, Freunde und Förderer unserer Gesellschaft, 
 
„CHAI – AUF DAS LEBEN!“ – so steht es auf einer neuen Sonderbriefmarke zu 80 Cent, die seit An -

fang Februar an den Postschaltern erhältlich ist. Das hebräische Wort „chai“ bedeutet „lebendig“; aus dem 
Trink spruch „LeChaim“ ist es uns wohl vertraut. Die Briefmarke enthält noch eine Themenansage „1 700 
Jahre jüdisches Leben in Deutschland“. 

So weist die Briefmarke darauf hin, dass in diesem Jahr ein deutsch-jüdisches Festjahr gefeiert wird; 
ein Anlass, der, wie so viele andere, durch Corona an die Seite geschoben und nicht gebührend beachtet 
wird. Vor 1 700 Jahren, im Jahr 321, erließ der römische Kaiser Konstantin ein Dekret, dass Juden in den 
Stadtrat von Köln berufen werden konnten. Dieses Dokument, das heute im Vatikan aufgehoben wird, ist 
die früheste erhaltene schriftliche Quelle, dass es nördlich der Alpen in unserer Mitte eine jüdische Ge -
mein schaft gab. Eine Gemeinschaft, die durch die Jahrhunderte in vielfältiger Weise zur Entwicklung von 
Kul tur, Wissenschaft, Wirtschaft, Politik usw. beigetragen hat und dazu gehörte. Auch in Augsburg, Trier 
und vielen anderen Städten bezeugen Funde jüdisches Leben schon im ersten Jahrtausend. Zu den beson-
deren Zeugnissen jüdischen Lebens in unserer Region zählen natürlich auch die SchUM-Städte Mainz, 
Worms und Speyer. 

Jüdisches Leben in seiner Vielfalt sichtbar zu machen, ist eines der Ziele des Festjahres. Hoffentlich 
erlaubt es die Entwicklung der Pandemie, dass gemeinsames Feiern und Begegnungen zwischen jüdischen 
und nichtjüdischen Menschen wieder möglich werden. Wir wollen auch von unserer Gesellschaft so bald 
als möglich wieder mit vielfältigen Veranstaltungen einen Beitrag zu einem gelingenden Miteinander lei-
sten. Der gemeinsame Blick nach vorne und die Bereitschaft gemeinsam die Zukunft zu gestalten sollen 
das Festjahr bestimmen. 

Bei aller Freude und allem Feiern über ein so schönes Jubiläum, dürfen aber die aktuellen und wahr-
lich nicht neuen Bedrohungen und Gefährdungen jüdischen Lebens nicht aus dem Blick geraten. Die Ge -
schichte von Antijudaismus und Antisemitismus ist noch älter als 1 700 Jahre. Es ist erschreckend, wie die 
Pandemie genutzt wird, um tiefsitzende Vorurteile zu verstärken und dem Antisemitismus neue Nahrung zu 
geben. 

Die Schirmherrschaft über das Festjahr hat Bundespräsident Frank-Walter Steinmeier übernommen. 
Die Initiatoren wollen „sichtbar und erlebbar machen, wie sehr 2021 das jüdische Leben in Deutschland 
blüht“. Ganz bewusst soll das Schöne und das Miteinander der Religionen im Mittelpunkt stehen und natür-
lich soll das Festjahr ein Zeichen gegen den wachsenden Antisemitismus setzen.  
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Der Präsident des Zentralrates der Juden in Deutschland, Josef Schuster, hat im Zusammenhang mit 
dem Jubiläumsjahr formuliert: „Das Wissen über und die Erinnerung an die Schoa sind immens wichtig. 
Doch sie müssen verknüpft werden mit Kenntnissen über die jüdische Geschichte seit dem Jahr 321 
n. d. Z., über jüdische Religion und Kultur und die jüdische Gegenwart. Nur dann lässt sich ermessen, was
mit der Schoa zerstört wurde und woran wir heute noch immer nicht vollständig anknüpfen konnten. Daher
brauchen wir weiterhin Forschung sowie eine gute Wissensvermittlung in den Schulen. Denn bei einem
Fest jahr darf es nicht bleiben. Die Bedeutung des Judentums für Deutschland darf nicht 2022 schon wie-
der in Vergessenheit geraten.“

Dem ist nichts hinzu zu fügen, genau in diesem Verständnis sehen wir die Aktivitäten unserer Gesell -
schaft. Wir alle können einen Beitrag zum Gelingen leisten. Miteinander hoffen wir darauf, dass wir uns in 
nicht zu weiter Ferne wieder zu Veranstaltungen treffen können. Bleiben sie alle behütet und gesund. 

„CHAI – AUF DAS LEBEN“ – so grüße ich Sie, auch im Namen meiner Vorstandskollegen Bernhard 
Boudgoust und Majid Khoshlessan und unserer Geschäftsführerin Marita Hoffmann. 

Ihr 
Manfred Froese 
Evangelischer Vorsitzender 

NS: Helfen Sie bitte mit, das Festjahr durch Verwendung der Briefmarke bekannt zu machen. 

„1 700 Jahre jüdisches Leben in Deutschland“ – im Internet 

Viele interessante Informationen zum Festjahr „1 700 Jahre jüdisches Leben in Deutschland“ finden 
sich auf der Internetseite der Trägerinitiative, dort kann man auch einen Newsletter anfordern: 

https://2021jlid.de/  
Im Festjahr möchte die ökumenisch verantwortete Kampagne „#beziehungsweise – jüdisch und 

christ lich: näher als du denkst“ dazu anregen, die enge Verbundenheit des Christentums mit dem Judentum 
wahr zunehmen. Eine Plakatreihe – eines für jeden Monat – widmet sich den Gemeinsamkeiten und Unter -
schieden. Informationen zu dieser sehr anregenden Initiative finden sich im Internet unter  

www.juedisch-beziehungsweise-christlich.de 
Die Plakate mit erläuternden Texten werden auch in den Schaufenstern der Katholischen Citypasto -

ral in F 2 zu sehen sein. 

#beziehungsweise: jüdisch und christlich – näher als du denkst 
Monatlicher Podcast des DKR zur gleichnamigen Plakatkampagne 

Ein monatlich erscheinender Podcast des DKR zur gleichnamigen Plakatkampagne der beiden großen 
Kirchen im Jahr 2021 an läss lich des Festjahres 1 700 Jahre jüdisches Leben in Deutschland unterstützt 
diese ökumenischen Aktionen. 
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Folge 1: Im Anfang – B’reschit 

Im Anfang war das Wort. Jeden Sonntag wird aus der Bibel gelesen. Jeden Schabbat auch. Im Ju den -
tum und im Christentum gibt es verschiedene Traditionen der Auslegung. Sie erstaunen, sind manchmal 
wider sprüchlich und ergeben einen Vielklang. Ein gemeinsamer Schatz! 

Rabbiner Andreas Nachama (Jüdischer Präsident des DKR) und Pfarrer Friedhelm Pieper (Evange -
lischer Präsident des DKR) lassen Sie teilhaben an ihren Gedanken zur Bedeutung des Wortes aus jüdi-
scher und christlicher Perspektive. 

Folge 2: Wir trinken auf das Leben. Purim beziehungsweise Karneval 

Im ersten Beitrag hören Sie Esther Ellrodt-Freiman. 
Sie ist Mitglied der jüdischen Gemeinde Frankfurt, Redakteurin der Gemeindezeitung, Dozentin an 

der jüdischen Volkshochschule und war bis zu ihrer Pensionierung Leiterin der jüdischen Kindergärten. Sie 
ist Gründungsmitglied des Frankfurter Rates der Religionen und seit vielen Jahren im interreligiösen und 
interkulturellen Dialog engagiert. Sie erzählt uns von der Bedeutung des Purim-Festes – als Namenscou -
sine der Frau, nach der ein ganzes biblisches Buch benannt ist. Und sie gewährt uns gleichzeitig Einblick 
in ihre ganz persönliche und bewegende Familiengeschichte. 

Im zweiten Beitrag hören Sie Christine Schardt. 
Sie ist katholische Hochschulseelsorgerin in Mainz und Vorsitzende der Konferenz der Katholischen 

Hoch schulpastoral in Deutschland. Darüber hinaus ist sie als Geistliche Begleiterin und Maltherapeutin tä -
tig. Als Büttenschieberin im „Carneval Club Mombach – Die Eulenspiegel“ feiert und schunkelt sie aktiv mit 
in der berühmten Meenzer Fassenacht und trägt den Titel „Obermarketenderin Freifrau Christine Schardt 
der Mainzer Ranzengarde von 1837“. 

Alle Beiträge sind zu finden unter dem Link: https://soundcloud.com/dkrgcjz/beziehungsweise 
Wir wünschen Ihnen ein inspirierendes Hörvergnügen. 
 

 

 

Woche der Brüderlichkeit 2021 – Livesendung statt Livepublikum 

Eröffnungsfeier und Preisverleihung an Christian Stückl am 7. März 2021 um 11.35 Uhr  
live aus Stuttgart im SWR Fernsehen und in ARD Alpha. Zusammenfassung des Festakts um 
23.35 Uhr im Ersten 

Nachdem im vergangenen Jahr die Preisverleihung an Bundeskanzlerin Merkel in Dresden zweimal ab -
ge sagt und auf einen noch festzulegenden Termin im Sommer 2021 verlegt werden musste, steht auch die 
Preisverleihung an Christian Stückl am 7. März 2021 im Zeichen der Corona-Pandemie. 

In diesem Jahr findet die Veranstaltung in der Liederhalle Stuttgart entsprechend ohne Publikum 
statt. Die Eröffnungsfeier wird live am 7. März 2021 um 11.35 Uhr im SWR Fernsehen und über ARD Alpha 
übertragen. Eine Zusammenfassung des Festakts wird abends um 23.35 Uhr im Ersten gesendet. 

Damit möchte das Präsidium des DKR zu Beginn des Jahres 2021 in diesen unruhigen Zeiten ein deut-
liches und öffentliches Zeichen gegen Antisemitismus und für ein demokratisches Miteinander setzen. Die -
sem Auftakt werden sich viele Veranstaltungen der Woche der Brüderlichkeit in analogen oder digitalen 
For maten anschließen, die das Jahr 2021 füllen werden. 
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Buber-Rosenzweig-Medaille 2021 
Die Buber-Rosenzweig-Medaille 2021 erhält der Regisseur Christian Stückl. Der Preisträger hat sich 

als Spielleiter der Oberammergauer Passionsspiele seit 1990 mit dem Vorwurf des christlichen Antijudais -
mus auseinandergesetzt und die Passionsspiele reformiert. Stückl beschäftigte sich darüber hinaus in vie-
len seiner Inszenierungen mit dem Verhältnis der Religionen zueinander, er bezieht Stellung gegen Antise -
mi tismus und Rassismus und steht ein für eine offene und plurale Gesellschaft. Mit Stückl wird ein Thea -
termacher ausgezeichnet, der in besonderer Weise auch das Jahresthema des Deutschen Koordinie rungs -
rats für 2021 sowie das Leitthema der Woche der Brüderlichkeit reflektiert. Es lautet: „… zu Eurem 
Gedächtnis: Visual History“ und soll die Bedeutung visueller Medien für die Erinnerungs- und Gedenkkultur 
betonen. Die Laudatio auf den Preisträger hält Kardinal Reinhard Marx. 

In diesem Jahr wird Dr. Margaretha Hackermeier, Katholische Präsidentin des DKR, in Stuttgart die 
Woche der Brüderlichkeit eröffnen. Die Buber-Rosenzweig-Medaille wird vom evangelischen Präsidenten 
des DKR, Pfarrer Friedhelm Pieper, sowie vom jüdischen Präsidenten Rabbiner Andreas Na chama über-
reicht. Es sprechen weiterhin der Ministerpräsident von Baden-Württemberg Winfried Kretsch mann sowie 
der Stuttgarter Oberbürgermeister Frank Nopper. Die Stuttgarter Philharmoniker gestalten den musikali-
schen Rahmen unter Leitung ihres Chefdirigenten Dan Ettinger. Evelyn König moderiert die Veran staltung. 
Wir würden uns freuen, wenn sich möglichst viele auf diesem Weg mit uns verbinden könnten. Hoffen wir, 
dass nächstes Jahr in Osnabrück ein Wiedersehen von Angesicht zu Angesicht möglich sein wird. 

Bleiben sie gesund! 
Herzliche Grüße aus Bad Nauheim 
Ilona Klemens, Generalsekretärin DKR 
 
 
 
Woche der Brüderlichkeit 2021 in Mannheim/Ludwigshafen 

Da Veranstaltungen wegen des fortdauernden Corona-Lockdowns weiterhin nicht möglich sind und 
auch die Abrahamschulen keine Aktivitäten entfalten können, müssen wir auch in diesem Jahr auf die tra-
ditionelle regionale Eröffnung der „Woche der Brüderlichkeit“ verzichten. Auch wenn die Impfstoffe Hoff -
nung auf Besserung wachsen lassen, müssen wir im Blick auf unsere Planungen weiterhin auf Sicht fahren. 
Wir wollen keinen Beitrag dazu leisten, dass der Virus sich weiter verbreiten kann. In unseren Rundbriefen 
werden wir jeweils über den aktuellen Stand der Planungen berichten. 

 
 
 
Themenheft zur Woche der Brüderlichkeit 
Das neue Themenheft 2021 ist erschienen! 

Das neue Themenheft des Deutschen Koordinierungsrates, das wie stets dem aktuellen Jahres thema 
gewidmet ist, steht seit kurzem zum Verkauf. Das in neuem Layout vorliegende Themenheft enthält viele 
le senswerte Beiträge, die sich mit verschiedenen Aspekten des Jahresthemas auseinandersetzen, bei dem 
es vor allem um die Bedeutung visueller Medien für die Erinnerungs- und Gedenkkultur geht. Wie üblich 
enthält das Themenheft auch Informationen über den Preisträger der Buber-Rosen zweig-Medaille 2021. 
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Dem Thema entsprechend hat auch die Bildebene des Themenheftes eine größere Bedeutung als bis-
her. U.a. hat Tabea Günzler, Studentin an der Hochschule der Medien in Stuttgart, wo 2021 die Woche der 
Brüderlichkeit eröffnet wird, mit ihrer Kamera ihren Blick auf Erinnerungsorte in Stuttgart festgehalten. Das 
Themenheft enhält auch drei Beiträge von Autoren und Autorinnen auf der Grundlage ihrer Vorträge, die 
sie im Rahmen einer Studientagung des DKR hielten und die als Videoaufzeichnungen auf der Webseite des 
DKR online nachverfolgt werden können. 

Das Themenheft kann ab sofort gegen eine Gebühr von 5,00 Euro bei der Geschäftsstelle der GcjZ 
Rhein-Neckar bestellt werden. Auch unsere beliebten „Feiertagsaufkleber“ mit allen Daten zu den jüdi-
schen Festtagen können hier angefordert werden, gerne auch zum Verteilen im Freundeskreis. 

 
 
 
Obermayer-Award für Volker Keller aus Mannheim 

Die in Massachusetts (USA) ansässige Obermayer-Foundation ehrt jedes Jahr Personen und Gruppen, 
die sich hierzulande in der Erinnerungsarbeit engagieren und sich gegen Hass, Vorurteile und Antisemitis -
mus wenden mit dem „Obermayer-Award“. Diese Auszeichnung wird traditionell vor dem Holocaust-Ge -
denk tag im Berliner Abgeordnetenhaus überreicht. Wegen der Corona-Pandemie musste diese wichtige 
Ver anstaltung in diesem Jahr virtuell stattfinden und die Preisträger wurden jeweils live zugeschaltet. 

Zu diesen gehörte auch Volker Keller, der ehemalige Leiter der Mannheimer Mozartschule und Autor 
zahlreicher Bücher zur Stadtgeschichte und der Geschichte der Jüdischen Gemeinde Mannheim. So hat 
sich Volker Keller unter anderem mit den Biografien der Mannheimer Opfer des Nationalsozialismus befasst 
und dabei ganz bewusst viele junge Menschen in die Erarbeitung miteinbezogen. Diese Arbeit lieferte auch 
die Grundlage für die Namensnennungen auf dem Glaskubus in den Planken. Patrick Siegele, Direktor des 
Anne-Frank-Zentrums Berlin und Mitglied der Jury für den Obermayer-Award würdigte bei der Online-Ver -
leihung den großen und beispielhaften Einsatz von Volker Keller. Wir gratulieren herzlich. 

 
 
 
Gedenkrede von Oberbürgermeister Dr. Peter Kurz anlässlich des Gedenktages  
für die Opfer des Nationalsozialismus am 27. Januar 2021 

Sehr geehrte Damen und Herren, liebe Mitbürgerinnen und Mitbürger, 

heute, vor genau 76 Jahren, am 27. Januar 1945, erreichten Einheiten der Roten Armee den Lagerkom -
plex Auschwitz-Birkenau in Oberschlesien. Die Soldaten befreiten 7 000 halbverhungerte Häftlinge, die von 
der SS nicht mehr weiter nach Westen getrieben werden konnten. Von 1940 bis 1945 wurden etwa 1,3 Mil -
lio nen Menschen in das größte deutsche Konzentrations- und Vernichtungslager verschleppt. Mehr als 
1,1 Mil lionen Häftlinge starben allein in Auschwitz und seinen Außenlagern. Fast 90 Prozent der Ermorde -
ten waren Jüdinnen und Juden aus ganz Europa. Weltweit ist Auschwitz zum Symbol für die Völkermorde 
an den europäischen Juden, an Sinti und Roma und anderen Opfergruppen geworden. Zugleich steht 
Auschwitz stellvertretend für alle Verbrechen des nationalsozialistischen Regimes. Gerade in Zeiten einer 
globalen Bedrohung und ihrer Folgen, wie wir sie mit der Covid-19-Pandemie erleben, ist es umso wichtiger, 
sich an die Geschehnisse vor 76 Jahren und ihre Ursachen zu erinnern. Darauf werde ich später noch aus-
führlicher eingehen.  
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Seit nunmehr 25 Jahren ist der 27. Januar in der Bundesrepublik der Gedenktag für die Opfer des 
Nationalsozialismus. Die Vereinten Nationen erklärten den Tag 2005 zum Internationalen Holo caust-Ge -
denktag. Auch in Mannheim findet seit vielen Jahren am 27. Januar eine zentrale Gedenkver an staltung 
statt, an der viele Bürgerinnen und Bürger teilnehmen. Mit den engagierten Beiträgen Mannheimer Schüler-
gruppen und einem Fachvortrag zum jährlich wechselnden Themenschwerpunkt gehört die Ge denk feier zu 
den zentralen Veranstaltungen zur Erinnerung an die Opfer des Nationalsozialismus in unserer Stadt.  

In diesem Jahr kann die Gedenkfeier aufgrund der Pandemie nicht in der gewohnten Form stattfinden. 
Doch auch wenn wir heute nicht gemeinsam zu einer Veranstaltung zusammenfinden können, so wollen 
wir der Opfer der nationalsozialistischen Herrschaft gedenken – in einem anderen, stilleren Rahmen, aber 
umso bewusster und stets mit dem Blick auf unsere Gegenwart und Zukunft.  

Zu den Grundsätzen un se rer städtischen Gedenkfeier gehört es, aller Opfer und Verfolgten der NS-
Diktatur zu gedenken. Jedes Jahr steht dabei eine andere Opfergruppe im Fokus. Wir gedenken der jüdi-
schen Mannheimerinnen und Mann heimer, die in der NS-Zeit entrechtet, ausgegrenzt, beraubt, in die Emi -
gration getrieben, deportiert und schließlich ermordet wurden. Die Zerstörung der einstmals größten jüdi-
schen Gemeinde Badens war ein barbarischer Akt, der zerstörte, was Mannheim in besonderer Weise präg-
te und zur Blüte gebracht hatte. Mehr als 2 400 Jüdinnen und Juden und Menschen jüdischer Abstammung 
fielen dem Völkermord zum Opfer. Sie wurden aus dem Herzen unserer Stadt gerissen, woran seit 2003 
der Gedenkkubus auf den Planken erinnert. Er leuchtet auch in der Nacht, erinnert uns im Vorbeigehen, an 
Verlust und an das Leuch ten der jüdischen Kultur in unserer Stadt. 

Wir gedenken der verfolgten und ermordeten Sinti und Roma ebenso wie den politischen Gegnerin -
nen und Gegnern des NS-Regimes, die schon in den ersten Jahren der NS-Herrschaft in Gefängnissen, 
Zuchthäusern und Konzentrationslagern inhaftiert, gefoltert und ermordet wurden. 

Wir gedenken auch der mehr als 1 000 Mannheimerinnen und Mannheimer, die als vermeintlich 
Kranke oder Behinderte dem sogenannten Euthanasie-Programm zum Opfer fielen und in Tötungsanstalten 
wie Grafeneck oder Hadamar ermordet wurden. 

Ebenso gedenken wir der mehr als 30 000 Zwangsarbeiterinnen und Zwangsarbeiter aus ganz Europa, 
die in Mannheimer Fabriken, Unternehmen, der Landwirtschaft sowie städtischen Einrichtungen und 
Dienst stellen ausgebeutet wurden. Nicht wenige von ihnen erlebten das Kriegsende und die Befreiung 
nicht. Zu denen, die in unsere Stadt verschleppt wurden und Zwangsarbeit leisten mussten, gehörten auch 
die mehr als 1 000 polnischen Häftlinge des KZ Sandhofen. 

Wir wollen auch derjenigen Menschen gedenken, die aufgrund ihrer sexuellen Orientierung oder ihrer 
religiösen Überzeugungen im Nationalsozialismus verfolgt und ermordet wurden; der Pazifisten und der 
Deserteure, aber auch jenen, die als sogenannte Asoziale, Gemeinschaftsfremde oder Volksschädlinge 
stigmatisiert, marginalisiert und gewaltsam zu Tode kamen. Und nicht zuletzt gedenken wir der Millionen 
Opfer des Zweiten Weltkriegs, die meisten von ihnen in ihren Heimatländern von den Deutschen und ihren 
Helfen unterdrückt, entrechtet und getötet, z.B. sowjetische Kriegsgefangene, italienische Militärinternierte 
und alle, die sich gegen die deutsche Besatzung auflehnten. 

Heute, mehr als ein dreiviertel Jahrhundert nach Kriegsende, leben nur noch wenige Menschen, die 
als Verfolgte über die Schrecken der NS-Zeit Zeugnis ablegen können. Sie waren damals Kinder oder 
Jugendliche; und dennoch prägten die Erlebnisse, die sie erfahren mussten, häufig ihr weiteres Leben bis 
in die Gegenwart. 
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Im Februar vergangenen Jahres starb Andrzej Branecki, einer der letzten Überlebenden des KZ Sand -
hofen, im Alter von 90 Jahren in Warschau. Er war erst 14 Jahre alt, als er 1944 in Polen verhaftet und zur 
Zwangsarbeit nach Deutschland verschleppt wurde. In den vergangenen 30 Jahren kam er auf Einladung 
des Vereins KZ-Gedenkstätte Sandhofen e.V. wiederholt zu Besuch nach Mannheim, um vor Schulklassen, 
bei Gedenkfeiern und Veranstaltungen über seine Erlebnisse zu berichten. Ich erinnere mich sehr gut an 
eine Begegnung im Jahr 2014 in der Gustav-Wiederkehr-Schule, als Herr Branecki über den Warschauer 
Aufstand und seine Deportation nach Deutschland erzählte. Die Kinder hörten aufmerksam zu, als er von 
den Schrecken des Krieges, der Unterdrückung Polens und seinen Erfahrungen hier in Mannheim berich-
tete. Er machte deutlich, wie wichtig es ist, sich für ein Leben in Frieden und Freiheit, für Werte, insbeson-
dere für die Menschenrechte einzusetzen. 

Vor wenigen Wochen starb leider auch Amira Gezow in Israel an Corona. 1929 als Charlotte Siesel im 
westfälischen Coesfeld geboren, wuchs sie in der Mannheimer Neckarstadt auf, bis sie im Oktober 1940 
im Alter von 11 Jahren zusammen mit ihrer Familie ins südfranzösische Gurs deportiert wurde. Ihre Eltern 
wurden in der Shoah ermordet, Amira wurde aus dem Lager Gurs gerettet. Sie überlebte in der Schweiz. 
Seit den 1990er Jahren berichtete sie häufig in Veranstaltungen und Interviews über die Deportation nach 
Gurs und den Leidensweg ihrer Familie. Amira Gezow war eine eindrucksvolle Persönlichkeit, die sich als 
Holocaust-Überlebende um die Erinnerungsarbeit besonders verdient gemacht hat. Die Lebenswege von 
Amira Gezow wie aller NS-Verfolgten aus Mannheim werden im künftigen NS-Dokumentationszentrum im 
MARCHIVUM erforscht und dargestellt. Ihre Stimme wird nicht verstummen. 

Gleiches gilt für andere Überlebende des NS-Terrors. Auch wenn direkte, persönliche Begegnungen 
mit Überlebenden, die über ihre eigene Verfolgungsgeschichte und die ihrer Familien berichten können, 
immer seltener werden, bin ich dennoch der Überzeugung, dass die Erinnerung an das NS-Unrecht nicht 
verblassen wird und nicht verblassen darf. Es ist das Verdienst von Gedenkstätten, Geschichtswerkstätten, 
Stiftungen, den Verbänden der Überlebenden und Forschungs- und Bildungseinrichtungen sowie zahlrei-
cher engagierter Persönlichkeiten, dass die Erinnerungen von Überlebenden heute in großer Zahl vorliegen 
und vielfältige Zugänge ermöglichen: Sei es durch schriftliche Überlieferungen, sei es durch audiovisuelle 
Formate wie Interviews und Fotografien. Wir brauchen diese Erinnerungen nicht nur für Forschungs ar bei -
ten und pädagogisch aufbereitete Materialien, nicht nur um Gedenkstätten und Ausstellungen besuchen zu 
können oder um in den Schulen die NS-Geschichte zu lehren. Wir brauchen sie um unserer selbst willen, 
auch wenn sie eine nie schließende Wunde unserer Geschichte darstellen. Wir brauchen sie, um unseren 
Blick für die Gegenwart zu schärfen und die Zukunft positiv zu gestalten, indem wir uns immer wieder mit 
der Vergangenheit, mit authentischen Quellen auseinandersetzen, die Wirkungsmacht von Geschichte für 
unsere Gegenwart zu verstehen. Und wir brauchen sie, um einen Maßstab, einen Kompass in Händen zu 
halten, um ein glaubwürdiges und wirksames „Nie wieder“ zu bewahren. 

In diesem Zusammenhang möchte ich auch allen Organisationen, Vereinen, Zusammenschlüssen und 
Personen danken, die sich seit vielen Jahren in Mannheim und der Region für die Erinnerung an die Opfer 
des Nationalsozialismus engagieren und ihre Ergebnisse öffentlich präsentieren. Beispielhaft nenne ich nur 
die Mannheimer Schulen, die sich immer wieder mit beeindruckenden Beiträgen an der Gedenkfeier zum 
27. Januar beteiligen, sich als Träger des Abraham-Pokals engagieren oder eigene Recherche-, Gedenk- und 
Erinnerungsprojekte durchführen. 
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Einen bedeutenden Beitrag zur Erinnerung an die Opfer des Nationalsozialismus stellt die Arbeit des 
Mannheimer Fotografen Luigi Toscano dar. Seine Portraits geben den Überlebenden nicht nur ein Gesicht, 
sondern auch die Würde, die ihnen als Verfolgte einst geraubt wurde. Die Aufnahmen prägt eine große 
Empathie für jene Frauen und Männer, die heute, über die ganze Welt zerstreut, noch direktes Zeugnis über 
das Ungeheuerliche, den Zivilisationsbruch ablegen können. Toscanos Visualisierungen entfalten unmittel-
bar ihre Wirkung über alle Länder- und Sprachgrenzen hinweg. Derzeit werden seine Fotos, die auch Amira 
Gezow, Andrzej Branecki und weitere Verfolgte aus unserer Stadt zeigen, im Hauptquartier der UNESCO in 
Paris gezeigt. Offiziell wurde die Ausstellung vor zwei Tagen eröffnet. 

Alle gesellschaftlichen Akteure tragen mit ihrem Engagement dazu bei, dass die Erinnerung eine Zu -
kunft hat. Die Ergebnisse ihrer Arbeit führen uns zugleich vor Augen, dass die Verbrechen des National so -
zialismus nicht allein auf eine von obersten staatlichen Instanzen betriebene Politik reduzierbar sind, son-
dern erst durch die Mittäterschaft und Mitwisserschaft möglich wurden und eine Basis in einer weithin 
akzeptierten Sprache der Ausgrenzung und Gewalt hatte. Götz Aly wie andere Geschichtswissenschaftler 
haben vom Nationalsozialismus als einer „Zustimmungsdiktatur“ gesprochen, deren wesentliche Ideologie -
ele mente und politischen Entscheidungen von vielen Deutschen befürwortet wurden. Antisemitismus, Ras -
sismus, Antiziganismus, Nationalismus, Sozialdarwinismus und eugenische Vorstellungen waren weit ver-
breitet. Und der NS-Staat bot der sogenannten Volkgemeinschaft vielfältige Möglichkeiten, an Verfolgung 
und Ausplünderung zu partizipieren, auch materiell. 

Ausgrenzung, Verfolgung und Völkermord geschahen in einem Land, das als wirtschaftlich stark, kul-
turell entwickelt und modern galt. Der Zivilisationsbruch, für den Auschwitz stellvertretend steht, bestürzt 
und muss uns immer wieder mahnen. Es waren Einwohner unserer Stadt, die ihre jüdischen Mitbürgerinnen 
und Mitbürger diskriminierten, ihre Geschäfte boykottierten und sich schließlich an dem Eigentum der Ver -
schleppten bereicherten. Es waren Mannheimerinnen und Mannheimer, die ihren Nachbarn denunzierten, 
wenn dieser sich abfällig über die nationalsozialistische Politik geäußert, ausländische Radiosender gehört 
oder Konservendosen aus einem ausgebombten Haus entwendet hatte. Mediziner, Pflegerinnen und Sozi -
al arbeiterinnen führten Zwangssterilisierungen und die sogenannte Vernichtung unwerten Lebens, die so -
ge nannte Euthanasie, aus. Ob bäuerliche Betriebe, Wirtschafts- oder Handelsunternehmen oder städtische 
Einrichtungen – sie alle profitierten vom Einsatz ausländischer Zwangsarbeiter und betrachteten dies als 
normale Begleiterscheinung des Krieges. Es waren städtische oder staatliche Beschäftigte, die in ihren 
Amtsstuben in routinierten Verwaltungsvorgängen die Verfolgten erfassten und ihr Vermögen verteilten. 
Und auch die Richter und Staatsanwälte, die im Sinne des NS-Staats Urteile fällten, waren keineswegs 
durchgängig überzeugte Nationalsozialisten, sondern häufig ganz gewöhnliche Juristen, die gleichermaßen 
in der Weimarer Republik, im NS-Staat und vielfach auch später in der Bundesrepublik Recht sprachen. 

Die Beschäftigung mit dem Nationalsozialismus darf sich daher nicht auf das Gedenken an die Opfer 
beschränken – so wichtig dies auch ist –, sondern muss immer nach den Rahmenbedingungen, den Ermög -
lichungen und den Mechanismen wie Motiven des Mitmachens fragen. Wie war dieser Zivilisationsbruch 
möglich? Warum werden Menschen zu Handlangern und Exekutoren von Verbrechen? 

Jens-Christian Wagner, Leiter der Stiftung Gedenkstätten Buchenwald und Mittelbau-Dora, beklagte 
kürzlich, dass sich in Deutschland in den vergangenen 20 Jahren eine „Wohlfühl-Erinnerungskultur“ eta-
bliert habe: „Wir trauern und identifizieren uns mit den Opfern, bekennen, dass das 20. Jahrhundert ein 
ganz schreckliches Jahrhundert der Massenmorde gewesen ist – und fühlen uns dann wohl, dass es heute 
nicht mehr so ist.“  
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Die Beschäftigung mit dem Nationalsozialismus darf uns jedoch nicht beruhigen, sie muss uns viel-
mehr beunruhigen, uns beständig moralisch und politisch herausfordern. Der von Eric Hobsbawm geprägte 
Begriff des „Zeitalters der Extreme“ verdeutlicht zwar, dass auch in faschistischen wie stalinistischen 
Systemen im 20. Jahrhundert millionenfach gemordet wurde – doch er ist nicht als Begriff der Relativierung 
zu verstehen, sondern weist auf die Entwicklungsstränge hin, die mit dem mörderischen 1. Weltkrieg ihren 
Anfang nahmen. Der 27. Januar 1945 aber, der Jahrestag der Befreiung von Auschwitz, richtet den Blick auf 
den erstmals gleichsam industriell organisierten Massenmord und rassistischen Genozid durch den NS-
Staat, auf ein weit verzweigtes System von Erschießungsgruben, Gaskammern und Krematorien. Was sich 
im Schatten des von Deutschland entfesselten Raub- und Vernichtungskrieges vollzog, hatte, wie von 
Hobs bawm beschrieben, Ursachen und eine längere Entwicklung. Dem Morden voraus gingen gesellschaft-
liche Ächtung und staatliche Diskriminierung, die sich nach der Ernennung Adolf Hitlers zum Reichskanzler 
1933 rasch ausweitete und radikalisierte. Verachtung von Minderheiten, Gewalt gegen politische Gegne -
rinnen und Gegner sowie Hass auf Fremde kennzeichneten bereits die politische Kultur in der ersten deut-
schen Demokratie, in der Weimarer Republik. Stets gefährdet von den extremen politischen Flügeln, ver-
tiefte sich unter dem Druck einer globalen Wirtschaftskrise die soziale Spaltung. Von der zunehmenden 
politischen Radikalisierung gelähmt, bestand die Weimarer Republik diesen Stresstest bekanntlich nicht. 
Ihre Institutionen kapitulierten; die Gesellschaft lehnte Ende 1932 mehrheitlich die demokratische Ordnung 
ab und votierte für radikale Gegenentwürfe, die Freiheits- und Menschenrechte ablehnten. Die Saat des 
Hasses, die mit der Lüge der Dolchstoßlegende 1918 begann, war 1933 aufgegangen. 

Heute, mitten in einer globalen Pandemie, die verunsichert, erleben wir erneut, wie demokratische 
Verfahren und Institutionen verächtlich gemacht und attackiert werden. Entsetzt blicken wir aktuell auf die 
Ereignisse in den USA, wo ein aufgestachelter Mob das Parlamentsgebäude verwüstet und mit Gewalt das 
Ergebnis einer freien Wahl manipulieren will. Eine Mischung aus Halbwahrheiten, glatten Lügen, die als 
„alternative Fakten“ immer wieder propagiert wurden, war dem Sturm auf das Kapitol vorausgegangen. Die 
Bilder erschrecken und wecken Assoziationen. Sie zeigen uns einmal mehr die Auswüchse von Spaltung 
und Hass. 

Das Geschehen sollte aber vor allem den Blick auf die teilweise erschreckenden Entwicklungen in 
unserem Land schärfen. Auch in Deutschland werden fast täglich Repräsentanten unseres Staates und 
unserer Mandatsträger beleidigt und bedroht. Auch in Deutschland folgen Menschen dem Aufruf, das Par -
lament als Symbol unseres demokratischen Gemeinwesens zu stürmen. Auch in Deutschland artikulieren 
sich Antidemokratinnen und Antidemokraten immer zahlreicher, lauter und selbstbewusster. Die Drohung 
mit Gewalt, Phantasien der Hinrichtung von Andersdenkenden und Demokraten sind alltäglich geworden. 
Menschen, die bei uns Schutz vor Krieg und Verfolgung suchen, werden beschimpft und angegriffen. We -
gen ihrer Religion, sexuellen Orientierung oder ihrer Hautfarbe erleben Mitbürgerinnen und Mitbürger Aus -
grenzung und Gewalt. Die freien Medien werden als „Lügenpresse“ geschmäht und Politikerinnen und Poli -
tiker als „Volksverräter“. In der Pandemie beobachten wir, wie Unmut und Kritik an den staatlichen Schutz -
maßnahmen sich radikalisieren und in offene Ablehnung unserer politischen Ordnung umschlagen. Die Ver -
rohung von Sprache und Umgangsformen bedrohen die Menschen, die sich für unser Gemeinwesen ein-
setzen, und untergraben das Vertrauen in die staatlichen Einrichtungen sowie demokratische Prozesse. 
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Gewiss: Berlin ist nicht Weimar. Die Institutionen der Bundesrepublik sind – nicht zuletzt aus den Er -
fah rungen der gescheiterten Demokratie – robust genug angelegt, um Angriffe einer radikalen Minderheit 
abzuwehren. Eine demokratische Legitimation für eine antidemokratische Ordnung lässt unsere Verfas -
sung nicht zu. Den Schutz unseres Gemeinwesens dürfen wir jedoch nicht allein Parteien, Sicherheits -
behörden und Staatsverwaltung überlassen. Wir alle sind als Bürgerinnen und Bürger gefordert, allen extre-
mistischen Bestrebungen entgegenzutreten, die Hass und Gewalt legitimieren. Die Demokratie, die uns die 
Sieger über den Nationalsozialismus brachten und mühsam eingeübt werden musste, ist unsere Lebens -
form – sie gilt es zu verteidigen. Dazu gehört, Menschenrechte als die Rechte der Anderen zu verteidigen, 
Andersdenkende nicht mundtot oder verächtlich zu machen und den Ausgleich von Interessen nicht als 
Verrat, sondern vielmehr als das Merkmal unseres politischen Gemeinwesens zu begreifen. Demokratie 
braucht Demokraten, die Werte verteidigen und Lehren aus der Geschichte ziehen. 

In der „Mannheimer Erklärung für Vielfalt und Toleranz“, die seit 2016 von mehr als 300 Initiativen, 
Organisationen, Einrichtungen, Religionsgemeinschaften, Unternehmen und Vereinen unterzeichnet wurde, 
haben wir als aktive Stadtgesellschaft die Grundlagen und Leitlinien unseres Zusammenlebens definiert. 
Da rin verpflichten sich die Unterzeichnerinnen und Unterzeichner, allen Formen gruppenbezogener Men -
schen feindlichkeit entgegenzutreten. Rassistische, antisemitische, sexistische und homophobe Diskri mi -
nie rungen dürfen in unserer Stadt niemals geduldet werden. In der Präambel der heißt es: „Auf der Grund -
lage jener weltanschaulichen und religiösen Überzeugungen, die für das Wohl, die Ach tung und die Freiheit 
eines jeden Menschen einstehen, besteht die Verpflichtung, ein gelingendes Zu sam menleben in einer von 
Viel falt geprägten Gesellschaft zu gestalten. Eine notwendige Verantwortung ergibt sich in besonderer 
Weise durch die historischen Erfahrungen geschehenen Unrechts in unserer Stadt.“ 

Sich mit der Geschichte immer wieder zu beschäftigen, dient auch dazu, schiefe Analogien zu erken-
nen und zu benennen, perfide Vereinnahmungen abzuwehren und jegliche Relativierungen der Gescheh -
nisse zurückzuweisen. Wer von der Versammlungsfreiheit Gebrauch macht und gegen die Corona-Maß nah -
men demonstriert, kann sich nicht auf das im Grundgesetz verankerte Widerstandsrecht berufen – und 
schon gar nicht auf die Frauen und Männer, die unter Einsatz ihres Lebens der NS-Diktatur Widerstand lei-
steten. So legitim Skepsis gegenüber Impfungen sind, so unzulässig wäre es dennoch, sich als Impfgegner 
in der Öffentlichkeit mit den Verfolgten des NS-Regimes zu vergleichen. Hier wird die Geschichte in gera-
dezu zynischer Art und Weise instrumentalisiert. Wer das vom Bundestag verabschiedete Infektionsschutz -
gesetz zur Eindämmung der gegenwärtigen Pandemie mit dem sogenannten Ermächtigungsgesetz von 
1933 vergleicht, das die verfassungsmäßige Gewaltenteilung aufhob, verwischt bewusst den Unterschied 
zwischen einer demokratisch legitimierten Entscheidung und einem pseudolegalen Akt zur Etablierung 
einer Diktatur. Dieser Geschichtsklitterung, die in unerträglicher Form die Opfer des Nationalsozialismus 
verhöhnt, entschieden zu widersprechen, ist eine Verpflichtung, die uns der heutige Tag auferlegt. Den Ver -
folgten, Entrechteten und Ermordeten schulden wir ein würdiges Gedenken um unserer selbst willen. Ver -
ges sen wir das, so gefährden wir das moralische Fundament unserer freiheitlich demokratischen Grund -
ord nung, gefährden unsere eigene Zukunft. 

Ich danke Ihnen für Ihre Aufmerksamkeit! 
 
[Abdruck mit Genehmigung der Stadt Mannheim]
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